
Ingrid Boche ist Sprecherin
des Rates der BGL-Vorsitzen-
den im Woibniungsbaukombi'-
nat Berlin. Die engagierte
Gewerfcschafterin, verheiratet
und Mutter dreier erwachse-
ner Kinder, wind auf der Mai-
kundgebung auf dem Platz der
Republik vor dem Reichstag
als eine Vertreterin der DDR-
Gewerkschaften das Wort neh-
men. Wir fragten Ingrid Bo-
che:

Wie kam's dazu? Wer hat Sie
tewfthlt, oder sind Sie ausge-
wählt?

Gewählt, und zwar einstim-
mig, wie • man mir sagte. Als
klar war, daß die Berliner Ge-
werkschafter den 1. Mai ge-
meinsam feiern, stand die
Frage: Wer redet? Die 16 IG-
Vorsitzenden haben sich zu-
sammengesetzt, und 'raus kam,
ich soll's 'machen. Sicher hat
eine Rolle gespielt, daß mich
viele kennen, ich hiabe ja erst
neulich auf der Kundgebung
vor dem Schauspielhaus ge-
sprochen.
Der 1. Mai ist in diesem Jahr
für viele ein besonderer Tag.
Für Sie auch?

Ja, natürlich. Aber nicht nur,
weil es der hundertste ist.
Die Gewerkschaften bei uns
haben in ganz kurzer Zeit eine
völlig neue Qualität erfahren,
stehen vor völlig neuen Auf-
gaben. Nehmen Sie unser
WBK. Was aus dem Kombi-
nat wird, aus seinen Betrie-
ben, entscheidet sich erst noch.
Alber, wir Gewerkschafter sit-
zen mit am Tisch. Drängen
darauf, daß Uimschulunesmög-
lichkeiten geschaffen werden,
haben selbst Kontakt zu den
Leipzigern aufgenommen, wo
es solche Programme fürs
Bauwesen schon gibt. Ein So-
zialpaket ist in Arbeit...

Die Probleme müssen jetzt
gelöst werden. Langsames Hin-
einwachsen in die neuen Auf-
gaben ist nicht möglich. Es
geht darum, selbstbewußt für
die Interessen der Arbeitneh-
mer zu streiten: für die Ein-
haltung geltenden Rechts, für
die Erarbeitung ordentlicher
Entwicklung^- und Sozialkon-
zepte, für eine aktive Beschäf-
tigungspolitik. Wir sollten gar
nicht erst zulassen, daß Mas-
senarbeitslosigkeit zur Reali-
tät wind Die Marktwirtschaft
ist nämlich nicht von Natur
aus sozial, wir Gewerkschaf-
ter müssen sie sozial machen.
Deshalb ist mir dieser 1. Mäi
so wichtig.

Solidarität sichert unsere Zu-
kunft, so lautet das Motto des
morgigen Tages. Klingt das
nicht ein bißchen abgegriffen?

Ganz im Gegenteil! Solida-
rität ist mehr denn je ge-
fragt — untereinander und' ge-
genüber den arbeitslosen Kol-
legen; überhaupt mit allen, die
des besonderen Schutzes be-
dürfen und die — wie sich
jetzt auch hier bei uns zeigt —
als erste auf der Strecke blei-
ben. Wenn Egoismus und
Herzlosigkeit unser Miteinan-
der bestimmen, werden auch
Gewerkschaften und Betriebs-
räte wenig ausrichten. Ge-
meinsames Handeln ist ober-
stes Gebot. Nach innen wie
nach außen. Wir müssen zu-
sammenhalten und zeigen, daß
wir stark sind, nur dann wird
unser gewerkschaftlicher
Kampf erfolgreich sein.
Mit dem Zusammenhalten ist
es ja nicht ganz einfach. Wen
erwarten Sie denn morgen im
Lustgarten?

Es ist einfacher, als Sie den-
ken. Jeder, der sich mit un-
serem gewerkschaftlichen An-
liegen verbunden fühlt, ist
herzlich willkommen. Wir sind
überzeugt, es sind viele.

Um ein hochaktuelles Thema
ging es kürzlich bei einem Fo-
rum, zu dem der Bezirksvorstand
der PDS in Leipzig eingeladen
hatte: „Neue Umwelt- und Ener-
giepolitik — Verlust von Arbeits-
plätzen?". Wer da im Präsidium
saß, unter anderem Prof/Dr. Wei-
mar Hegewald, TU Dresden ürtd
Umweltexperte 'der PDS, sowie
sachkundige Mitstreiter der Grü-
nen Partei und von Umwelt-
schutzgruppen, kam nicht zur
Ruhe. Man stimmte durchaus
überein im Urteil über die ver-
fehlte Energiepolitik der letzten
Jahrzehnte. Vor allem seit der so-
genannten „Energieträgerumstel-
lung" zu Beginn der 80er Jahre
wurden Schadensberechnungen
bei allen Projekten nicht mehr
nur geheimgehalten, sondern
kaum noch angestellt. Die ver-
heerenden Folgen sind inzwischen
bekannt.

Ein erstes Stopp-Zeichen gab es
jetzt vor den Toren Leipzigs. Er-
zwungen von Bürgerinitiativen
und unterstützt vom Rat des Be-
zirkes, wurde der Vorschnittbag-
ger im Tagebau Cospuden end-
lich angehalten, allerdings erst
nach gerichtlicher Verfügung und
gegen den Widerstand der Lei-
tung des Braunkohlenwerkes
Borna. Ein Vertreter dieses Wer-
kes wandte sich an die Umwelt-
schützer im Saal: „Ihr habt jetzt
eine starke Lobby. Und wer ist
für uns ein Ansprechpartner?
Die Kumpel fühlen sich im Stich
gelassen." „Wir wirtschaften in
unserer nördlich von Leipzig ge-
legenen LPG auf rekultivierten

Böden", sagte eine Genossen-
schaftsbäuerin und fragte: „Bis-
lang wird das staatlich subven-
tioniert, da ja die Erträge niedrig
sind. Wie geht es damit nun wei-
ter?" L
.̂ 'Erschöpfefnde Antwort auffalle
Fragen ,gab es verständlicher-
weise an ' diesem Abend nicht,
aber dennoch einen lebhaften
Disput, an dem auch Dr. Herbert
Mohry vom Institut für Energe-
tik maßgeblich beteiligt war. Er
mußte 1988 wegen seiner immer
dringlicher geäußerten Proteste
das damalige Ministerium für
Kohle und Energie verlassen.
Fazit der Diskussion: Plötzlicher
und völliger Stopp des Einsatzes
von Rohbraunkohle wird für die
nächste Zeit weder möglich noch
vernünftig sein. Ein Mittelweg
muß gefunden werden, bei dem
man auf mehrere Primärenergie-
träger sowie auf umweltschonende
Technik setzt. Das muß einen we-
sentlich sparsameren Umgang
mit Energie und allen anderen
Ressourcen ebenso einschließen
wie konzentrierte Forschung für
alternative Energiequellen. Der
Standpunkt der PDS dazu ist ein-
deutig: Umweltpolitik muß Teil
der Sozialpolitik werden. Und Dr.
Kristiane Kasek, Wissenschaftle-
rin an der Karl-Marx-Universi-
tät, erhielt viel Beifall für ein
leidenschaftliches Plädoyer, in
dem sie sich für ein Zukunfts-
denken aussprach, das von den
Lebensansprüchen der nach uns
kommenden Generationen ge-
prägt ist.

Bernau (ADN/ND). Die IG Che-
mie, .Glas und Keramik hat sich
für die Fusion mit der BRD-
Partnerorganisation IG Chemie/
Papier/Keramik und die Schaf-
fung einer einheitlichen Indu-
striegewerkschaft ausgesprochen.
Auf der Außerordentlichen Zen-
traldelegiertenkonferenz in
Bernau bevollmächtigten die 276
Delegierten am Wochenende ein-
stimmig den Hauptvorstand,
Kommissionen zur Klärung der
Sachfragen zu bilden. Der 44jäh-
rige Hartmut Löschner wurde er-
neut mit der Leitung der 530 000
Mitglieder starken IG betraut.

Auf der Tagung, die im Zeichen
von Debatte und Beschlußfassung
über zahlreiche Grundsatz-
anträge, eine neue Satzung und

ein neues Programm stand, spra-
chen sich die Delegierten mit gro-
ßer Mehrheit für eine Vereini-
gung DDR—BRD nach Artikel 23
des Grundgesetzes aus. Unter-
stützung in dieser Frage fanden
sie beim Vorsitzenden der IG
Chemie/Papier/Keramik der BRD,
dem SPD-Bundestagsabgeordne-
ten Hermann Rappe.

Die Gewerkschafter fordern
einen Umtauschkurs von 1:1 für
Löhne, Gehälter und Spargutha-
ben. Ausländische Geldanleger
sollten Vorzugsbedingungen er-
halten, wenn ihre Investitionen
Arbeiteplätze sichern oder schaf-
fen. In einem Briet an Minister-
präsident de Maiziere wird auf
Sofortmaßnahmen zum Schütze
des Binnenmarktes gedrängt.

Die Reise per Schiene beginnt im
Bahnhof. Und oft genug erhält
hier die Bahn schon erste Minus-
punkte. Dabei war mancher einst
sogar ein Prachtbau. Dem Bahn-
hof soll wieder zu Ansehen ver-
holfen werden. Die Bundesbahn
macht ihn zur „Erlebniswelt mit
Gleisanschluß", die Reichsbahn-*
Tochter Mitropa schickt sich eben-
falls an, ihn zu vermarkten.

Ein attraktiver Bahnhof ist auch
Anliegen der zum Wochenende be-
siegelten Partnerschaft zwischen
der Deutschen Reichsbahn und
dem Fahrgastverband PRO BAHN
der BRD. Der gemeinnützige Ver-
band, der für die umweltfreund-
liche Bahn und die Interessen ih-
rer Fahrgäste eintritt, will Spen-

denaktionen initiieren und Part-
ner gewinnen für die Rekonstruk-
tion und Erhaltung vor allem
historisch wertvoller Bahnhöfe.
Und da umfaßt die Liste der
Reichsbahn bereits über 100. Er-
stes Objekt gemeinsamen Enga-
gements ist der Bahnhof Eisenach.

Mit PRO BAHN sei ein Partner
gewonnen, der neue Aktivitäten
zur Erhaltung der Bahnhöfe aus-
lösen könne, sagte dazu Erwin
Moras, Chef der Hauptverwaltung
Bahnanlagen der DR. Gefordert
seien allerdings auch die Kommu-
nen. Mit einigen habe es bereits
in der Vergangenheit eine gute
Zusammenarbeit gegeben.

Jeder beurteilt einen Handel nach
dem Vorteil, den er dabei gefun-
den hat. Das gilt heute mehr denn
je. War der Handel in diesem
Lande bisher wegen des perma-
nenten Mangels im Gerede, ist er
es jetzt wegen des Überflusses
vor allem von Waren aus der
Bundesrepublik. Deren Händler
gehörten zu den ersten, die die
deutsch-deutsche Grenze „unbüro-
kratisch" überwanden und vor
allem bei Waren des täglichen
Bedarfs Geschäfte witterten.

Wie das Statistische Bundesamt
mitteilte, war der Wert der im
März in die DDR gelieferten Gü-
ter mit 848 Millionen D-Mark um
44 Prozent höher als ein Jahr
zuvor. Das Volumen der Bezüge
aus der DDR verringerte sich da-
gegen um ein Prozent auf 588
Millionen D-Mark. Die DDR be-
zog vor allem sechsmal mehr
landwirtschaftliche Produkte und
doppelt so viele Nahrungs- und
Genußmittel. Auch der Wert an-
derer in die DDR gelieferter
Konsumgüter verdoppelte sich.
Was wird aus den Produkten un-
seres Landes? Die Lager sind voll,
die Regale mitunter leer. Sieht
der Handel, wo er bleibt, und
mauert gegenüber den Produ-
zenten in der DDR?

Dr. Hans-Peter Milschefsky,
Leiter der Abteilung Einzelhan-
del im Fachministerium, betont,
daß der Einzelhandel jetzt sehr
vorsichtig einheimische Erzeug-
nisse einkaufe, und dies beson-
ders mit dem Blick auf den
1. Juli, den Beginn der Wäh-
rungsunion. Die Händler fürchte-
ten, die Waren nicht los zu wer-
den. Die Ministerin für Handel
und Touristik, Sybille Reider, hat
angewiesen, dieses Verhalten auf-
zugeben. Der Großhandel wie-
derum solle die prompte Beliefe-
rung aller eingehenden Warenbe-
stellungen unverzüglich gewähr-
leisten, zum Beispiel auch durch
kurzfristige Sondertouren, Selbst-
bedienungslager, ambulanten
Verkauf. Die Ministerin sicherte
zu, daß mit der Währungsunion
zu erwartende Preisänderungen
nicht zu Lasten der Einzel- und
Großhändler, welcher Eigentums-
form auch immer, gehen, son-
dern von der Regierung getragen
werden.

Aber auch langfristig abge-
schlossene Verträge, so erfuhren
wir, werden storniert. Zum Bei-
spiel: Dem Möbelkombinat Ber-
lin sind Verträge für das zweite
Halbjahr 1990 in beachtlicher
Höhe aufgekündigt worden, ins-

Was ist so peinlich an ihnen, daß
man sich ihrer so klammheimlich
entledigte? Morgens lagen sie
neben dem Müllcontainer: 268
rote Mainelken. Man konnte sich
noch nicht entschließen, sie direkt
dem Mülleimer der Geschichte zu
überantworten...

(Die rote Nelke ist Symbol all
derer, die seit nunmehr 100 Jah-
ren am 1. Mai soziale und poli-
tische Forderungen einklagen.
Vor 100 Jahren war's der Acht-
stundentag, den man einfordern
wollte, aber nicht offen durfte.
Und so legte man kurzerhand

auch mal das rote Bettzeug „zum
Lüften" in die Fenster.

Es bedurfte vieler 1.-Mai-Tage,
bis in der UN-Charta für
Menschenrechte formuliert war:
„Jeder Mensch hat das Recht auf
Arbeit, auf freie Berufswahl, auf
angemessene und befriedigende
Arbeitsbedingungen sowie auf
Schutz gegen Arbeitslosigkeit".
Nicht in jeder Verfassung ist das
festgeschrieben. In unserer steht's.
Lohnt es sich nicht, dafür, daß es
so bleibt, auch an diesem 1. Mai
die rote Nelke anzustecken.

besondere vom Erfurter Handels-
betrieb. Nach dem Motto: Erst
mal sehen?

Ein weiterer Aspekt: Bei allem
gut gemeinten Ratschlag durch
die Regierung und Kontrolle
durch den Staat, man kann sie
unterlaufen. Bieten die Westfir-
men günstige Einkaufspreise,
kann der DDR-Händler die Han-
delsspanne hoch ansetzen und
macht noch hohe Gewinne. Wer
zögert da, wenn er alles selbst
erwirtschaften muß? Bieten die
westlichen Händler DM für den
„Marktplatz", wird so mancher
örtliche Rat knieweich und ent-
scheidet gegen den DDR-Händ-
ler. Beweise ließen sich antreten.

Dr. Milschefsky zeigt auf die
zweite Seite der Handelsme-
daille: Qualität des Erzeugnisses,
anziehende Verpackung, Wer-
bung, Frischegrad bei Nahrungs-
gütern, angemessener Preis ent-
scheiden jetzt darüber, ob der
Kunde kauft. Und da bleiben
DDR-Erzeugnisse oft hinter Im-
porten zurück. Wie oft geht das
Bunte eher, obwohl es teurer ist!
Um die DDR-Produzenten nicht
gänzlich ins Abseits zu drängen,
wurden deshalb Preise gesenkt.

Die Versäumnisse vergangener
Wirtschaftspolitik wiegen schwer.

Wenn man nur die Verarbeitung
der Nahrungsgüter und damit
ihre Konkurrenzfähigkeit be-
denkt. Diese Betriebe sind gegen-
wärtig weder von der Mechani-
sierung,: der Verpackung noch
vom Arbeitskräftebesatz her in
der Lage, Fleisch, Milch in not-
wendiger Menge und bester Güte
aufzubereiten. Da braucht es ge-
wisse Zeit, gute Partner, Inve-
stitionen und eigene Initiativen.

Zum Beispiel: coop aus West-
berlin enterte die Markthalle am
Berliner Alex. Jeden Morgen vor
6 Uhr werden je nach Anforde-
rung ansprechend verpackt in be-
eindruckender Qualität Radies-
chen, Möhren, Gurken, Erdbee-
ren, Weintrauben, Bananen, Ap-
felsinen geliefert. Zumeist ist am
Abend alles verkauft — wiederum
trotz des hohen Preises.

„Unsere eigenen Produkte wür-
den wir liebend gern auch so an-
bieten", räumt Bereichsleiterin
Monika Franzke ein. „Aber lei-
der ist das Sortiment nicht viel-
fältig genug. Rotkohl, Weißkohl,
mitunter sandiger Porree und
unsortierte Gurken, und dann oft
zu spät geliefert." Sie bringt
einen Fruchthof auch für heimi-
sche Produkte in Berlin ins Ge-

Die Siemens AG, eines der größ-
ten und traditionsreichsten Unter-
nehmen der Elektrotechnik/Elek-
tronik hat bereits mit mehreren
DDR-Firmen Absichtserklärungen
über Kooperationen vereinbart.
In der Bundesrepublik und in
Westberlin arbeiten 220 000 Men-
schen für Siemens. Wie deren
Interessen vertreten werden,
fragten wir Siemens-Betriebsräte.

Im Westberliner Kraftwerks-
anlagenbaubetrieb KWU saßen
wir mit Horst Girndt, Sprecher
der Gesamtbetriebsräte der Sie-
mens AG Berlin, mit Jürgen
Schulz, Betriebsrat bei Siemens
Kabel, und Wolfgang Sieben-
hüner, ehrenamtlicher Betriebs-
ratsvorsitzender des 60-Mann-
Bereichs KWU Vertrieb Berlin,
an einem Tisch. In München war
Helmut Reithmeier, stellvertre-
tender Vorsitzender des Gesamt-
betriebsrates der Siemens AG,
unser Partner.

Ein erstes Thema — auch in der
DDR vieldiskutiert: Wie ist das
Verhältnis von Betriebsräten und
Gewerkschaften?

Alle vier — wie 97 Prozent der
jüngst gewählten Westberliner
Siemens-Betriebsräte — sind Ge-
werkschafter. Insgesamt rund 30
Prozent der Belegschaft sind ge-
werkschaftlich organisiert.

Zur Wahl kann sich jeder stel-
len. Trotzdem, so Horst Girndt,
sind die meisten Kollegen über-
zeugt, daß aktive Gewerkschafter
die besten Interessenvertreter
seien. Nicht zuletzt, weil sie dank
gewerkschaftlicher Beratung und
Schulung wissen, was Recht und
Gesetz ist, wie man Forderungen
durchsetzen kann.

Was darf nun der Siemens-Be-
triebsrat?

Die Kompetenzen schreibt das
1988 neugefaßte BRD-Betriebs-
verfassungsgesetz von 1972 fest.
Als Partner der Firmenleitung
redet der Betriebsrat beispiels-
weise mit bei Personalentschei-
dungen und Lohngruppen, der
Gestaltung von Arbeitsplätzen,
bei Öffnungszeiten und Preisen
im Kasino, der Vergabe von
Werkwohnungen.

Bei Siemens ist in Rechnung zu
stellen, daß der Konzern im sozia-
len Bereich mehr vorzuweisen hat
als andere BRD-Unternehmen. So

können Siemens-Mitarbeiter
neuerdings bei Geburt eines Kin-
des den gesetzlichen Erziehungs-
urlaub von 15 Monaten auf drei
Jahre verlängern — unbezahlt, bei
Zusage der Wiedereinstellung.

Welchen Einfluß hat der Be-
triebsrat auf die Unternehmens-
strategie?

Hier gilt Mitbestimmung in den
Grenzen von 1988. Der Arbeit-
geber ist nach Paragraph 106 des
Betriebsverfassungsgesetzes zur
„rechtzeitigen und umfassenden
Information" verpflichtet. In die-
sem Punkt, so meinten unsere Ge-
sprächspartner, wären erweiterte
Mitbestimmungsrechte angezeigt.
Was „rechtzeitig" bedeuten kann,
zeigt die Übernahme des Com-
puterherstellers Nixdorf durch
Siemens. Dem Gesamtbetriebsrat
wurde am 10. Januar mitgeteilt,
daß am Folgetag die Information
über die Fusion an die Presse
geht.

Jürgen Schulz: Es geht uns
nicht darum, einen solchen Zu-
sammenschluß, der unsere Chan-
cen aufdem EG-Markr&höht, zu
verhindern. Doch wir wollen
nicht einfach vor vollendete Tat-
sachen gestellt werden und erst,
wenn das Kind in den Brunnen
gefallen ist, einen Sozialplan für
zu entlassende Mitarbeiter auszu-
handeln.

Also für die Ausweitung der
Mitbestimmung kämpfen?

Für den Siemens-Vorstands-
vorsitzenden Karlheinz Kaske —
so war einem Presseinterview
kürzlich zu entnehmen — ist das
weiterreichende DDR-Gewerk-
schaftsgesetz kontraproduktiv.
Das Mitbestimmungsrecht der
BRD sei ohnehin das weitest-
gehende im westlichen Wirt-
schaftssystem und mache größte
Schwierigkeiten beim EG-Zusam-
menschluß. Und ausgerechnet da
mache einer etwas, was weit über
das BRD-Recht hinausgeht.

Wie sehen das unsere Ge-
sprächspartner? In der Mehrzahl
skeptisch. Ihr Machtmonopol
werde die Arbeitgeberseite nicht
aufgeben. Horst Girndt: Man
müsse in der DDR lernen, mit
dem gleichen Gesetz umzugehen.

Helmut Reithmeier urteilt opti-
mistisch. Auch wenn das Gewerk-
schaftsgesetz bliebe, würde das
Kapital investieren. Ebenfalls
nicht nachgeben sollten die DDR-
Kollegen bei der Aussperrung:
„Aussperrung ist einfach eine Ge-
schichte, die absolut verboten ge-
hört."

Die Diskussion um die Wäh-
runigs- und Sozialunion ruft bei
vielen Menschen mit Behinde-
rungen Ablehnung und Empö-
rung hervor. Ablehnung, weil sich
in diesen Vorschlägen zeigt, daß
die bisherige ungenügende Inte-
gration von Menschen mit Be-
hinderungen durch neue Vor-
mundschaft, Entmürjdiiigung und
Ausgrenzung aus den politischen
Entscheidungen ersetzt werden
soll. Empörung, weil die Vor-
schläge teilweise auf eine prak-
tische Enteignung von Menschen
mit Beihinderungen, ihrer Fami-
lien und Angehörigen zielen und
vieljährige Ersparnisse genom-
men, Hoffnungen und Wünsche
zerstört werden.

Etwa 13—lö Prozent der Be-
völkerung sind körperlich oder
geistig behindert. Der überwie-
gende Teil der Geschädigten steht
vor Problemen der Mobilität, der
individuellen Gestaltung der
Arbeits-, Lebens-, Wohn- und
Umwelt, einschließlich der sozia-
len Beziehungen. Aber gerade
bei der Gestaltung dieser Berei-
che sind in der. DDR aus der Ver-
gangenheit große Defizite zu
konstatieren.

Die Menschen mit Behinderun-
gen in der DDR sind durch indi-

viduelle Aufwendungen finanziell
außerordentlich belastet. Jahre-
langes Sparen für die Anschaf-
fung spezieller Einrichtungsge-
genstände, für Umbauten oder
den Kauf eines Autos ist die
Regel. 14 000 Mark für einen Tra-
bant oder 34 000 Mark für einen
Golf-Automatic wollen vom
querschnittsgelähmten .berufstäti-
gen Menschen erst einmal erar-
beitet und erspart sein.

Ein anderer Umtauschsatz als
1:1 auch für Ersparnisse würde
für einen wesentlichen Teil der
Menschen mit Behinderungen
einer „sozialen Katastrophe"
gleichkommen, weil sie nicht
mehr zur Kompensation der Be-
hinderung fähig wären und da-
mit aus der Anbeit, aus dem so-
zialen Leben ausscheiden müßten.
Es hieße Zerschlagung der Hoff-
nung auf ein aktives Leben.

Für. die Invalidenrentner der
DDR deuten sich weitere Gefah-
ren an» Eine wirkliche Errungen-
schaft war die Zuerkennung des
Rechts auf Rente auch ohne An-
wartzeiten, d. h. mehrjährige
Berufstätigkeit für Menschen mit
angeborenen oder während der
Kindheit und Jugend eingetrete-
nen Schädigungen. Dazu kommt
das Recht dieser Invalidenrent-

ner, bis zur Höhe des Mindest-
lohnes zur Rente zuverdienen „zu
können. Eine Regelung, die auch
Leistungsbereitschaft stimuliert.
Eine Beseitigung dieses Rechts
würde die Arbeitsmotivation der
Betroffenen beeinträchtigen.

Im Jahre 1988 waren von den
2 772 000 Rentnern der DDR noch
424 000 berufstätig, davon allein
66 000 Invalidenrentner. Bei einer
durchschnittlichen Invalidenrente
von 470,07 Mark (1989) war und
ist die Berufstätigkeit der Inva-
lidenrentner eine Lebensnotwen-
diigkeit, zumindest eine Frage der
Lebensqualität. Auch nur die ge-
ringfügigste Einschränkung ist
zurückzuweisen.

Der Übergang zu einer sozia-
len Marktwirtschaft erfordert aus
der Sicht der Menschen mit Be-
hinderungen, juristische Rahmen-
bedingungen zu schaffen und
gleichzeitig ein soziales Netz zu
knüpfen, die' den Menschen
schützen. Ausgangspunkt dafür,
kann nur die Festschreibung al-
ler bestehenden Rechte und ge-
setzlichen Regelungen sein sowie
deren Vervollkommnung.

Bei der zukünftigen Gesetzge-
bung müssen die speziellen Er-
fordernisse und Bedürfnisse der

Menschen mit Behinderungen
nicEt nur im neuen Schiwerstbe-
hinderten- und Sozialrecht, son-
dern auch im Wirtschafts-,
Steuer-, Finanz-, Renten-, Bil-
dungs-, Bau-, Verkehrst-, Kom-
munal' und Verwaltungsrecht
umgesetzt werden. Das ist aber
nur möglich, wenn neue Verfas-
sungsgrundsätze Prinzipien der
rechtlichen und sozialen Absiche-
rung von Menschen mit Behin-
derungen fixieren. Dazu gehören:
das Prinzip der Antidiskriminie-
rung, das lebenslange Recht auf
Rehabilitation, auf menschen-
würdiges Loben, auf Chancen-
gleichheit. Notwendig wäre auch
ein durch die Volkskammer beru-
fener Rat für Behimdertenpoli-
tik und ein Behindertenbeauf-
tragter der Regierung, ergänzt
durch Behindertenibeauftragte in
den Ländern, Kreisen, Kommu-
nen, Betrieben und Bildungsein-
richtungen.

Die behindertengerechte Ge-
sellschaft, als wirklich menschen-
gerechte Gesellschaft, als Ver-
wirklichung des Lebensraumes
der sozial schwachen Bürger ist
eine humanistische Aufgabe, die
nur durch einen gesamtgesell-
schaftlichen Konsens Wirklichkeit
werden kann.

sprach, der die Zusammenarbeit
von Produzenten und Händlern
erleichtern würde.

Ein „Gemüsebeet" von Berlin
und Lieferer für die Markthalle
ist die LPG Gorgast im Oder-
bruch. Ihr stellvertretender Vor-
sitzender, Dr. Klaus Henschel,
weiß sehr wohl um die künfti-
gen Anforderungen der Markt-
wirtschaft. Die Reaktion: „Wir
haben unseren Anbau reduziert
und das Sortiment umgestellt.
Weniger Blumenkohl, Rot- und
Weißkohl, dafür holländisches
Hybridsaatgut bei letzterem,
mehr Einlegegurken, Chicoree,
Paprika unter Glas. Qualitätsge-
müse ist das A und O." Doch
allzu zögerlich reagiert der VEB
Großhandel OGS Gorgast, sozu-
sagen Zwischenhändler zwischen
LPG und Markthalle. Nach dem
Hase-und-Igel-Prinzip sagt coop
jedesmal: „Ick bün all hier!" Dr.
Klaus Henschel: Die LPG Gor-
gast und umliegende Betriebe
wollen deshalb eine eigene Ab-
satzorganisation gründen. Auch
hier: Ein bißchen Zeit wird ge-
braucht. Bleibt sie?

Um auf das Eingangswort zu-
rückzukommen — es gibt auch
einen Handel zum gegenseitigen
Vorteil.

TIERARZTEVERBAND. Mehr als
4000 Tierärzte — das sind reich-
lich 85 Prozent der in der Repu-
blik tätigen — sind inzwischen
dem Verband der Tierärzte in der
DDR beigetreten. Wie Verbands-
präsident Dr. Bernd Seite aus
Walow im Kreis Röbel unter-
strich, bestünde jetzt die Mög-
lichkeit, sich vollständig der Be-
kämpfung von Tierkrankheiten
zu widmen und als echter Partner
der Landwirtschaft zu wirken.
BILDUNG. Vielfältige Möglich-
keiten für die Aus- und Weiter-
bildung in landwirtschaftlichen
Berufen bietet die Kreisland-
wirtschaftsschule Wanzleben. Das
Angebot reicht von der Fach-
arbeiter- und Meisterausbildung,
über Fortbildung im Manage-
ment oder in Steuerrecht bis zu
speziellen Computerlehrgängen.
Kontaktadresse: Kreislandwirt-
schaftsschule, Bucher Weg 8,
Wanzleben 3120, Tel. 3 51/56, App.
41 bzw. 52.
LOHNERHÖHUNGEN. Als er-
folgreich abgeschlossen bezeich-
nete die Pressestelle des Ministe-
riums für Post und Fernmelde-
wesen die Tarifverhandlungen
mit der Deutschen Postgewerk-
schaft im FDGB. Für alle Mit-
arbeiter werde noch vor der Wäh-
rungsunion . eine differenzierte
.Lohnerhöhung..; wirksam. Viele
Hinweise .der Beschäftigten hätten
Berücksichtigung gefunden. Bei
der Post werde es wieder einen
Treueurlaub bis zu drei Tagen
geben. Der Kündigungsschutz für
langjährige Mitarbeiter wurde
über die von Rationalisierungs-
maßnahmen Betroffenen hinaus
erweitert.
TOYOTA-SERVICE. Ein flächen-
deckendes Netz von Service-Sta-
tionen will Toyota in den kom-
menden Monaten in der DDR auf-
bauen. Geplant ist in einem
ersten Schritt die Einrichtung von
50 bis 60 Stützpunkten vorwie-
gend in den Großstädten des
Landes. Längerfristig geht der
drittgrößte Automobilhersteller
der Welt davon aus, in der DDR
einmal etwa 150 Händler-Betriebe
zu haben.
LUFTBILDMARKT. Luftbildauf-
nahmen von den schönsten Land-
schaften und Sehenswürdigkeiten
der DDR stehen künftig den na-
tionalen und internationalen Me-
dien und anderen Interessenten
in aller Welt zur Verfügung. Das
vereinbarten kürzlich der INTER-
FLUG-Betrieb Fernerkundung,
Industrie- und Forschungsflug
(FIF) und die BRD-Bild- und
Presseagentur Medialog in Berlin.
Vorgesehen ist die weltweite
kommerzielle Vermarktung des
gesamten Luftbild- und Video-
archivs von INTERFLUG und die
ständige Erweiterung durch Neu-
aufnahmen in Bild und Video.
TANKSTELLENNETZ. Stark

interessiert am notwendigen Aus-
bau des großenteils veralteten
Tankstellennetzes der DDR ist
die Deutsche Shell AG mit ihrem
Hauptsitz in Hamburg. Es jvird
geschätzt, daß rund 3000 Statio-
nen erforderlich sind, um den
wachsenden Kraftstoffbedarf
kundengerecht befriedigen zu
können. Shell sucht geeignete
Grundstücke zum Erwerb oder
zur Pacht, auf denen DDR-Fir-
men Tankstellen errichten, die
von DDR-Bürgern betrieben wer-
den sollen. Man rechnet mit vier
Milliarden Mark Investitionen
und 10 000 neuen Arbeitsplätzen
beim Betrieb der Stationen.
SCHIFFBAU-GIGANT. Die fünf
DDR-Werften zwischen Wismar
und Wolgast, auf denen im ver-
gangenen Jahr 33 seegehende
Schiffe mit einer Vermessungs-
tonnage von 287185 Groß-Tons
gebaut wurden, belegen derzeit
den zehnten Platz in der Schiff-
bau-Weltrangliste. Im Bau von
Fischereifahrzeugen, so geht aus
einer Jahresübersicht des Lloyd's
Registers of Shipping London
hervor, beherrscht die DDR vor
Finnland und Japan sogar die
Weltspitze. Nach der Vereinigung
werde die gesamtdeutsche Schiff-
bauindustrie an dritte Stelle auf-
rücken.
VIDEOTEXT-TESTPROGRAMM.
Der DFF und die Post erweitern
ihr gemeinsames Videotext-iVer-
suchsprogramm ab 1. Mai um 30
redaktionell gestaltete Tafeln. Seit
Dezember 1989 senden sie sechs
bildschirmfüllende Selten über
die beiden Fernsehkanäle, um die
technische Umsetzung dieses zu-
sätzlichen Fernseh-Informations-
dienstes zu testen.

Mit INGRID BOCHE von der IG Bau/Holz
sprach Hannelore Hübner
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